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Gefeg-Sammlung 
für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten 


—— Nr. 14. 


(Nr. 4861.) Beſtaͤtigungs⸗Urkunde, betreffend das Statut der mit dem Domizil in Berlin 
errichteten „Guͤhlitz-Vahrnower Braunkohlen-Aktiengeſellſchaft“. Vom 
22. Maͤrz 1858. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 


fügen hiermit zu wiſſen, daß Wir die Errichtung einer Aktiengeſellſchaft un: 
ter der Benennung: „Guͤhlitz-Vahrnower Braunkohlen-⸗Aktiengeſellſchaft“, deren 
Sitz in Berlin fein ſoll, und welche den Betrieb des Braunkohlenbergbaues 
in der Priegnitz und aller Gewerbe, die auf die chemiſche Behandlung und die 
Nutzbarmachung der ſelbſtgewonnenen Braunkohlen Bezug haben, ſowie den 
Verkauf der gewonnenen Erzeugniſſe und die Anlegung und Benutzung der 
zur Foͤrderung oder zum Abſatze der Braunkohlen noͤthigen Wege, mit Ein⸗ 
ſchluß von Chauſſeen und Schienenwegen, zum Zwecke hat, auf Grund des 
Geſetzes vom 9. November 1843. genehmigt und dem in dem notariellen Akte 
vom 20. Januar 1858. feſtgeſtellten Geſellſchaftsſtatute Unſere landesherrliche 
Beſtaͤtigung ertheilt haben. 

Wir befehlen, daß dieſe Urkunde mit dem vorerwaͤhnten notariellen Akte 
fuͤr immer verbunden und nebſt dem Wortlaute der Statuten durch die Geſetz⸗ 
Sammlung und durch das Amtsblatt Unſerer Regierung in Potsdam und der 
Stadt Berlin zur oͤffentlichen Kenntniß gebracht werde. 


Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beige⸗ 
drucktem Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Berlin, den 22. Maͤrz 1858. 


Im Allerhoͤchſten Auftrage Sr. Majeſtaͤt des Koͤnigs: 


(I. S.) Prinz von Preußen. 
v. d. Heydt. Simons. 


Jahrgang 1858. (Nr. 4861.) 18 Statut 
Ausgegeben zu Berlin den 21. April 1858. i 
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Statut 


der 


Gühlitz-Vahrnower Braunkohlen-Aktiengeſellſchaft. 


Titel I. 
Bildung, Zweck und Dauer der Geſellſchaft. 


H. 1. 


Unter Vorbehalt der landesherrlichen Genehmigung wird kraft des ge- 
genwaͤrtigen Statuts und auf Grund des Geſetzes vom 9. November 1843. 
eine Aktiengeſellſchaft unter der Firma: 


„Guͤhlitz-Vahrnower Braunkohlen-Aktiengeſellſchaft“, 
errichtet. 


$ 2. 


Die Geſellſchaft hat ihren Sitz in Berlin und ihren Gerichtsſtand vor 
dem Koͤniglichen Stadtgericht daſelbſt, doch iſt die Geſellſchaft verpflichtet, ne— 
ben dem Gerichtsſtande ihres Wohnſitzes auch bei den Gerichten des Inlandes, 
in deren Bezirken ſie gewerbliche Etabliſſements beſitzt, wegen der auf letztere 
ſich beziehenden Geſchaͤfte und Verbindlichkeiten als Beklagte Recht zu nehmen. 
Auf Klagen der Aktionaire, als ſolcher, gegen die Geſellſchaft findet dieſe Be— 
ſtimmung keine Anwendung. 

Jeder Aktionair nimmt, ſoweit es ſich um Streitigkeiten mit der Geſell— 
ſchaft handelt, durch die Zeichnung oder den Erwerb einer Aktie zugleich ſein 
Domizil am Sitze der Geſellſchaft. 


H. 3. 


Der Zweck der Geſellſchaft iſt: 

a) der Betrieb des Braunkohlen-Bergbaues in der Priegnitz, 

b) der Verkauf von Braunkohlen, 

c) der Betrieb aller Gewerbe, die auf die chemiſche Behandlung und die 
Nutzbarmachung der ſelbſtgewonnenen Braunkohlen Bezug haben, 

d) die Anlegung und Benutzung der zur Forderung oder zum Abſatze der 
Braunkohlen noͤthigen Wege mit Einſchluß von Chauſſeen und Schie⸗ 
nenwegen. 952 


— 


F. 4. 


Die Dauer der Geſellſchaft wird auf funfzig Jahre, vom Tage der 
landesherrlichen Beſtaͤtigung des Statuts gerechnet, feſtgeſetzt. Eine Verlaͤn⸗ 
gerung derſelben kann vor Ablauf dieſer Friſt von der Generalverſammlung 
nach naͤherer Beſtimmung des H. 17. beſchloſſen werden. 


Titel II. 
Geſellſchaftskapital und Aktien. 


H. 5. 


Das Grundkapital der Geſellſchaft wird auf 400,000 Rthlr., viermal 
hundert tauſend Thaler, Kurant, feſtgeſetzt und auf zweitauſend Aktien, eine 
jede uͤber zweihundert Thaler lautend, vertheilt. 


Eine Erhoͤhung deſſelben kann nur von der Generalverſammlung nach 
näherer Beſtimmung des H. 17. beſchloſſen werden. 


$ 6. 


Die Aktien lauten auf jeden Inhaber. Dieſelben werden nach dem die⸗ 
ſem Statut beigehefteten Formular A. in fortlaufenden, aus dem Stammaktien⸗ 
buche auszuziehenden Nummern ausgefertigt und ausgegeben, wenn der volle 
Betrag zur Geſellſchaftskaſſe berichtigt iſt. 


Mit den Aktien werden Dividendenſcheine nebſt Talons jedesmal auf 
fünf Jahre nach dem beiliegenden Formular B. ausgegeben, welche nach Ab- 
lauf des letzten Jahres gegen Einreichung der Talons durch neue erſetzt werden. 


Ueber die Partial⸗Einzahlungen bis zur erfolgten vollen Berichtigung des 
Aktienbetrages werden beſondere, mit den Nummern der kuͤnftig auszufertigen⸗ 
den Aktien verſehene und von zwei Direktionsmitgliedern unterſchriebene Quit⸗ 
tungsbogen ausgegeben, die auf den Namen des erſten Zeichners lauten. Die⸗ 
ſelben werden, ſobald der Betrag der Aktien voll eingezahlt ift, gegen die Ak⸗ 
tien ſelbſt ausgewechſelt. 


$. ne 


Ein jeder Aktienzeichner ift zwar feine Rechte aus der Zeichnung und 
den von ihm geleiſteten Einzahlungen auf Andere zu uͤbertragen befugt, er bleibt 
aber für den vollen Betrag des von ihm gezeichneten Aktienkapitals verpflich⸗ 
tet und kann von dieſer Verbindlichkeit vor Einzahlung von vierzig Prozent 
gar nicht, nach Einzahlung von vierzig Prozent nur durch Beſchluß des Di⸗ 
rektoriums der Geſellſchaft befreit werden. 
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Die Richtigkeit der Unterfchriften unter den Ceſſionen iſt die Geſellſchaft 
zu pruͤfen zwar berechtigt, aber nicht verpflichtet. 


§. 8. 


Die Einzahlung der Aktienbetraͤge erfolgt nach dem Beduͤrfniſſe der Ge⸗ 
ſellſchaft in Raten von zehn bis zwanzig Prozent, jedesmal binnen vier Wochen 
nach einer von dem Direktorium durch die oͤffentlichen Blaͤtter (§. 14.) zu er⸗ 
laſſenden Aufforderung. Sofort nach Eingang der landesherrlichen Genehmi— 
gung muͤſſen zehn Prozent und innerhalb des erſten Jahres nach Beftätigung 
des Statuts mindeſtens vierzig Prozent der Aktienbetraͤge eingefordert und ein- 
gezahlt werden. 


Das Direktorium iſt befugt, die Volleinzahlung von Aktien jederzeit an— 
zunehmen. 


H. 9. 


Wer innerhalb der nach H. 8. feſtzuſetzenden Friſten die ausgeſchriebenen 
Zahlungen nicht leiſtet, verfällt zu Gunſten der Geſellſchaft außer den geſetz— 
lichen Verzugszinſen in eine Konventionalſtrafe von einem Fünftel des ausge- 
ſchriebenen Betrages. 


Wenn innerhalb zweier Monate nach einer erneuerten oͤffentlichen Auf⸗ 
forderung die Zahlung noch immer nicht erfolgt, ſo iſt die Geſellſchaft berech⸗ 
tigt, die bis dahin eingezahlten Raten als verfallen und die durch die Raten: 
zahlung, ſowie durch die urſpruͤngliche Unterzeichnung dem Aktionair gegebenen 
Anſpruͤche auf den Empfang von Aktien fuͤr erloſchen zu erklaͤren. Eine ſolche 
Erklaͤrung erfolgt auf Beſchluß des Direktoriums durch oͤffentliche Bekanntmachung 
unter Angabe der Nummer der Aktien. 


An Stelle der auf dieſe Art ausſcheidenden Aktionaire koͤnnen von dem 
Direktorium neue Aktienzeichner zugelaſſen werden. 


Das Direktorium iſt jedoch ſtatt deſſen auch berechtigt, die gerichtliche 
Einklagung der fälligen Einzahlungen nebſt Verzugszinſen und der Konventio- 
nalſtrafe gegen die ſaͤumigen Aktionaire zu beſchließen. 


$. 10. 


Die einzelnen Raten, welche auf die Aktien eingehen, werden von dem 
von dem Direktorium beſtimmten Zahlungstage ab bis zur Vollzahlung der 
Aktie, laͤngſtens aber bis zum Ablauf des Jahres 1858., mit fünf Prozent pro 
anno verzinſet. Für die ſpaͤtere Zeit tritt der Anſpruch auf die Dividenden 
aus dem Reingewinn der Geſellſchaft ein (F. 38.). 


$. 11. 


Mehrere Rechtsnachfolger und Repraͤſentanten eines Aktionairs ſind nicht 
befugt, ihre Rechte einzeln und getrennt, auszuüben, fie koͤnnen diefelben viel 
mehr nur gemeinschaftlich und nur durch Eine Perſon wahrnehmen laſſen. 


$. 12. 


Die Amortifation verlorener Aktien, Quittungsbogen und Talons er⸗ 
feier nach den gefeglichen Vorſchriften auf den Antrag und auf Koſten des 
erlierers. 5 


An Stelle derſelben fertigt das Direktorium, nachdem das Datum des 
rechtskraͤftigen Amortiſations-Urtels in dem Aktienbuche der Geſellſchaft ver: 
merkt iſt, neue Dokumente gleicher Art unter neuen Nummern aus. 


N Verlorene Dividendenſcheine koͤnnen nicht amortiſirt werden. Das Di⸗ 

rektorium iſt aber verpflichtet, den Betrag an denjenigen, der den Verluſt der 
Dividendenſcheine vor Ablauf der (F. 40.) feſtgeſetzten vierjaͤhrigen Friſt an⸗ 
gezeigt und den ſtattgehabten Beſitz durch Vorzeigung der Aktien oder ſonſt 
in glaubhafter Weiſe dargethan hat, zahlen zu laſſen, falls die Dividenden⸗ 
ſcheine ſelbſt nicht etwa inzwiſchen eingegangen und realifirt find. 


$. 13. 


Ueber den Betrag feiner Aktien hinaus ift kein Aktionair fuͤr die Zwecke 
der Geſellſchaft und zur Erfuͤllung ihrer Verbindlichkeiten irgend etwas beizu⸗ 
tragen verpflichtet, den einzigen Fall der im H. 9. beſtimmten Konventional⸗ 
ſtrafe ausgenommen. 


H. 14. 


Alle Bekanntmachungen, Zahlungsaufforderungen und ſonſtigen Mitthei⸗ 
lungen, die das Direktorium in den Angelegenheiten der Geſellſchaft an die 
Aktionaire zu erlaſſen hat, gelten für; gehörig geſchehen, wenn fie durch die 
„Voſſiſche“ und „Haude und Spenerſche Zeitung“ zu Berlin, durch den „Bur⸗ 
gerfreund“ zu Perleberg und das „Kreisblatt für die Oſt⸗-Priegnitz“ zu Kyritz 
veröffentlicht find. Sollte eines dieſer Blätter eingehen, fo ſoll die Veroͤffent⸗ 
lichung in den übrigen Blättern fo lange genügen, bis das Direktorium, mit 
Genehmigung des Polizeipraͤſidiums zu Berlin, ſtatt des eingegangenen ein an⸗ 
deres Blatt beſtimmt hat. Dem Polizeipraͤſidium bleibt 1e das Recht 
vorbehalten, die Wahl anderer Geſellſchaftsblaͤtter zu fordern oder auch vor⸗ 
zuſchreiben. Jede Aenderung eines Geſellſchaftsblattes iſt durch ſaͤmmtliche 
übrige Geſellſchaftsblaͤtter und durch das Amtsblatt der Königlichen Regierung 
zu Potsdam und der Stadt Berlin bekannt zu machen. 


(Nr. 4861.) Titel 
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Titel III. 
Organiſation der Geſellſchaft. 
| $. 15, 
Die Geſellſchaft wird vertreten und ihre Rechte werden ausgeuͤbt: 


A. durch die Generalverſammlung, 
B. durch das Direktorium. 


A. Von der Generalverſammlung. 


$. 16. 


Die Generalverſammlung vertritt die Geſammtheit aller Aktionaire und 
beſchließt in den Angelegenheiten der Geſellſchaft mit verbindlicher Kraft fuͤr 
alle Aktionaire, auch wenn dieſelben in der Generalverſammlung nicht anweſend, 
oder nicht vertreten, oder nicht ſtimmberechtigt ſind. 


* 
Beſchluͤſſe der Generalverſammlung find außer dem Falle des §. 41. 
erforderlich: 
1) zur Wahl der Direktoren (vorbehaltlich der Beſtimmung des F. 28.), 
2) zur Wahl der Rechnungsreviſoren, 
3) zur Ertheilung der Decharge an das Direktorium, 


4) zur Abaͤnderung des Statuts, insbeſondere zur Ausdehnung des Zweckes 
der Geſellſchaft, 


5) zur Abänderung der von einer früheren Generalverſammlung gefaßten 
Beſchluͤſſe, | 

6) zur Vermehrung des Grundkapitals, 

7) zur Aufnahme von Anleihen, mögen dieſe in der Aufnahme baarer Be- 


traͤge beſtehen oder in der Eingehung von Schuldverbindlichkeiten, deren 
Deckung nicht aus der Einnahme des laufenden Gefchäftsjahres erfolgt, 


8) zur Verlaͤngerung der Dauer der Geſellſchaft uͤber die im $. 4. be- 
ſtimmte Zeit hinaus, f 


9) zur Erledigung derjenigen Anträge, die von dem Direktorium oder einzel⸗ 
nen Aktionairen (ek. F. 23.) zur Beſchlußnahme der Wee 
. ung 
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lung gebracht werden, reſp. nach der Schlußbeſtimmung des $. 34. ge⸗ 
bracht werden muͤſſen. 


Die Befchlüffe ad 4. 6. 7. und 8. koͤnnen nur durch eine Mehrheit 
von zwei Drittheilen der anweſenden oder vertretenen Aktien gefaßt werden, 
und bedürfen diejenigen ad 4. 6. und 8. zu ihrer Guͤltigkeit der landesherr⸗ 
lichen Genehmigung, diejenigen ad 7. der Genehmigung des Koͤniglichen Han— 
delsminiſteriums. a 


$. 18. 


Alle Generalperſammlungen werden in Perleberg abgehalten und von 
dem Direktorium mittelſt zweimaliger oͤffentlicher Bekanntmachung, von denen 
die letzte ſpaͤteſtens drei Wochen vor dem Tage der Generalverſammlung in 
den H. 14. gedachten Blättern erſchienen fein muß, berufen. 


§. 19. 


Zur Theilnahme an den Generalverſammlungen ſind vorbehaltlich der 
Beſtimmung des H. 41. nur diejenigen Aktionaire berechtigt, die mindeſtens fuͤnf 
Aktien der Geſellſchaft eigenthuͤmlich beſitzen und dieſelben ſpaͤteſtens am zwei⸗ 
ten Geſchaͤftstage vor dem Tage der Generalverſammlung bis Mittags zwölf 
Uhr im Buͤreau der Geſellſchaft oder bei den von dem Direktorium jedesmal 
bekannt zu machenden Handlungshaͤuſern, von denen jedenfalls eins in Perle⸗ 
berg ſeinen Wohnſitz haben muß, niedergelegt haben. Quittungsbogen, auf 
welche die bis zur Zeit der Generalverſammlung fällig gewordenen Ratenzah⸗ 
lungen geleiſtet ſind, werden dabei den Aktien gleich gerechnet. 


Ueber die geſchehene Niederlegung der Aktien reſp. Quittungsbogen wird 
eine Beſcheinigung ertheilt, die als Einlaßkarte fuͤr die Generalverſammlung 
dient und gegen deren Wiedereinreichung die deponirten Dokumente von dem 
auf die Generalverſammlung folgenden Tage an zuruͤckgegeben werden. 


H. 20. 


Stimmberechtigte Aktionaire, die in der Generalverſammlung nicht er⸗ 
ſcheinen, koͤnnen ſich durch andere in der Verſammlung anweſende Aktionaire 
vertreten laſſen. 


Die Vertretung von Handelsfirmen durch ihre Prokuratraͤger, von Ehe— 
frauen durch ihre Ehemaͤnner, von bevormundeten Perſonen durch ihre Vor: 
muͤnder reſp. Kuratoren, von juriſtiſchen Perſonen und Korporationen durch 
ihre geſetzlichen Repraͤſentanten in den Generalverfammlungen ift zuläffig, auch 
wenn die Vertreter nicht Aktionaire ſind. 


Die zur Legitimation der Vertreter erforderlichen ſchriftlichen Vollmach— 
ten ſind dem Direktorium zu uͤberreichen, welches uͤber die Auslaͤnglichkeit zu 
entſcheiden hat. 

(Nr. 4861.) No: 


a nee 


Notarielle oder gerichtliche Vollmachten, ingleichen ſolche, bei denen die 
Unterſchriften der Ausſteller von einem oͤffentlichen Beamten unter Beidruͤckung 
be Amtsſiegels beglaubigt find, muß das Direktorium als auslaͤnglich an⸗ 
erkennen. 


L. 21. 


Ordentliche Generalverſammlungen finden alljaͤhrlich im Monat Mai 
oder Juni ſtatt, die erſte jedoch erſt im Jahre 1859. 


Außerordentliche Generalverſammlungen werden berufen, ſo oft das Di— 
rektorium es für noͤthig erachtet, oder Aktionaire, die zuſammen mindeſtens den 
fünften Theil der emittirten Aktien reſp. Quittungsbogen eigenthuͤmlich beſitzen, 
darauf antragen. 


Zur Begruͤndung eines ſolchen 1 iſt erforderlich, daß die Aktien 
reſp. Quittungsbogen der Antragſteller bei Einreichung des Antrages im Buͤ— 
reau der Geſellſchaft deponirt werden. Die Ruͤckgabe erfolgt erſt nach abge— 
haltener Generalverſammlung. 


H. 22. 


In den Generalverſammlungen fuͤhrt der Vorſitzende des Direktoriums 
($. 30.) den Vorſitz. Er ernennt zwei bis vier Skrutatoren aus der Mitte der 
Verſammlung und ſetzt den Abſtimmungsmodus feſt. 


Bei den von den Generalverſammlungen vorzunehmenden Wahlen fin- 
det jedoch ſtets geheime Abſtimmung durch Stimmzettel ſtatt. 


Die Beſchluͤſſe der Generalverſammlungen, mit Ausnahme der Fälle, für 
welche die gegenwärtigen Statuten Anderes beſtimmen (cf. $$. 17. und 41.), 
werden durch abſolute Stimmenmehrheit der anweſenden Aktionaire gefaßt. 
Bei den Abſtimmungen geben je fuͤnf Aktien Eine Stimme. Doch kann kein 
Aktionair außer dem Falle des $. 41. mehr als dreißig Stimmen für ſich ſelbſt 
und als Bevollmaͤchtigter in ſeiner Perſon vereinigen. 


Im Falle der Stimmengleichheit entſcheidet bei allen Beſchluͤſſen mit 
Ausnahme der Wahlen die Sehmme des Vorſitzenden. Ri 


Ergiebt bei einer Wahl die erſte Abſtimmung keine abſolute Majorität, 
ſo werden diejenigen Perſonen, welche die mehrſten Stimmen erhalten haben, 
in doppelter Anzahl der zu Waͤhlenden zur engeren Wahl geſtellt; bei Stim- 
mengleichheit aber entſcheidet das Loos. 


$. 23. 
In den ordentlichen Generalverſammlungen erſtattet das Direktorium 


über die Lage des Geſchaͤfts und die Reſultate deſſelben Bericht, unter Vor⸗ 
legung der Bilanz des naͤchſt vorhergegangenen Betriebsjahres. i 
Sodann 
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Sodann erwählt die Generalverſammlung 
1) die Mitglieder des Direktoriums gemaͤß §. 27. und 
2 drei Rechnungsreviſoren, und beſchließt 
3) uͤber die Ertheilung der Decharge fuͤr das Direktorium, ſowie 


4) über alle Anträge, die von dem Direktorium oder von einzelnen Aktionai⸗ 
ren in den Angelegenheiten der Geſellſchaft vor dieſelbe gebracht ſind. 


Antraͤge der Aktionaire gelangen jedoch nur dann zur Berathung und 
Beſchlußnahme, wenn fie fpäteftens vierzehn Tage vor der Generalverſamm⸗ 
lung bei dem Direktorium ſchriftlich eingebracht ſind und in der Verhandlung 
ſelbſt vor Eröffnung der Diskuſſion durch mindeſtens fünf und zwanzig Stim⸗ 
men, die Stimme des Antragſtellers mit eingerechnet, unterſtuͤtzt werden. 


Die Wahl der Rechnungsreviſoren erfolgt immer fuͤr dasjenige Be⸗ 
triebsjahr, innerhalb deſſen die betreffende ordentliche Generalverſammlung ſtatt⸗ 
findet. Dieſelben haben die Bilanz dieſes Betriebsjahres auf Grund der 
Bücher der Geſellſchaft zu prüfen und den Befund in einem Protokolle nie⸗ 
derzulegen, welches in der naͤchſten ordentlichen Generalverſammlung mit der 
Bilanz ſelbſt vorzulegen iſt, und auf Grund deſſen die Generalverſammlung 
uͤber die Ertheilung der Decharge Beſchluß zu faſſen hat. 


Die in der erſten, im Jahre 1859. ſtattfindenden ordentlichen General- 
Verſammlung zu erwaͤhlenden Reviſoren haben nicht blos die Bilanz pro 
1859., ſondern auch diejenige fuͤr die Zeit von Begruͤndung der Geſellſchaft 
bis ultimo 1858. zu pruͤfen; der Beſchluß wegen Ertheilung der Decharge 
fuͤr ee bleibt daher bis zur zweiten ordentlichen Generalverſammlung 
ausgeſetzt. i 


H. 24. 


In außerordentlichen Generalverſammlungen kann nur über diejenigen 
Gegenſtaͤnde berathen und beſchloſſen werden, die in der zum Zweck der Ein⸗ 
berufung erlaſſenen Bekanntmachung des Direktoriums ausdruͤcklich als Gegen⸗ 
ſtaͤnde der Verhandlung bezeichnet ſind. 


H. 25. 


Auch in den ordentlichen Generalverſammlungen kann uͤber 


1) die Vermehrung des Grundkapitals über den Betrag von viermal hun⸗ 
dert tauſend Thaler hinaus, 


2) die Aufnahme von Darlehnen, 
3) die Abaͤnderung der Statuten, 


4) die Abaͤnderung fruͤherer wann, und 


Jahrgang 1858. (Nr. 4861.) 5) die 
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5) die Verlängerung der Zeit, für welche die Geſellſchaft geſchloſſen ift, 


nur dann guͤltig beſchloſſen werden, wenn in der zum Zweck der Einberufung 
zu erlaſſenden Bekanntmachung ausdruͤcklich bemerkt iſt, daß ein hierauf bezuͤg⸗ 
licher Antrag zur Verhandlung kommen foll. 


H. 26. 
f Ueber die Verhandlungen in der Generalverſammlung wird ein gericht: 
liches oder notarielles Protokoll aufgenommen. 


„Die Namen der erſchienenen, zur Theilnahme an der Verſammlung be⸗ 
rechtigten (F. 19.) Aktionaire, reſp. ihrer Bevollmaͤchtigten, ſowie die Zahl 
der einem Jeden von ihnen gebuͤhrenden Stimmen werden durch ein von dem 
a ee zu vollziehendes Verzeichniß konſtatirt, welches dem Protokolle bei⸗ 
zufuͤgen iſt. 


Das Protokoll iſt gültig vollzogen und für die Geſellſchaft verbindlich, 
wenn der Vorſitzende, ſowie die beim Abſchluſſe des Protokolls anweſenden 
Skrutatoren daſſelbe unterſchrieben haben. 


B. Von dem Direktorium. 
§. 27. 


Das Direktorium bat ſeinen Sitz in Berlin und beſteht aus ſieben Per— 
ſonen, die vorbehaltlich der Ausnahmebeſtimmung des $. 28. von der Gene— 
ralverſammlung gewaͤhlt werden. 


Die Mitglieder des Direktoriums werden auf drei Jahre gewaͤhlt, jedoch 
mit der Maaßgabe, daß immer nach einem Jahre zwei und nach dem dritten 
Jahre drei Mitglieder ausſcheiden. Die Reihenfolge des Ausſcheidens wird 
durch das Amtsalter und bei gleichem Amtsalter durch das Loos beſtimmt. 
Die Ausſcheidenden ſind ſofort wieder waͤhlbar. 


H. 28. 


Das erſte Direktorium bilden kraft des gegenwaͤrtigen Statuts: 
1) der Königliche Baurath F. Neuhaus zu Berlin, 
2) der Bankier Paul Mendels ſohn-Bartholdy zu Berlin, 
3) der Kaufmann W. Herz zu Berlin, 
4) der Kaufmann Siegmund Wieſenthal zu Berlin, 


5) der Rittergutsbeſitzer Theodor Carl Gans Edler Herr zu Puttlitz auf 
Pankow, 
6) der 
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6) der Koͤnigliche Kreisgerichts-Direktor Auguſt Baath zu Perleberg, 
7) der Kaufmann Carl Auguſt Schiever zu Havelberg. 


Dieſes Direktorium bleibt bis zu der vierten, im Jahre 1862. ſtattfin⸗ 
denden ordentlichen Generalverſammlung in Funktion. Erſt mit Ablauf dieſer 
Zeit beginnt das alljährliche Aus ſcheiden und die Beſetzung der Vakanzen durch 
Wahl der Generalverſammlung. 


$. 29. 


Ein jedes Mitglied des Direktoriums muß mindeſtens zehn Aktien reſp. 
Quittungsbogen der Geſellſchaft eigenthuͤmlich beſitzen und für die Dauer fei= 
ner Funktionszeit bei der Kaſſe der Geſellſchaft niederlegen. Dieſelben duͤrfen 
waͤhrend dieſer Zeit weder veraͤußert noch belaſtet werden. 


$. 30. 


Das Direktorium waͤhlt alljaͤhrlich aus ſeiner Mitte einen Vorſitzenden 
und einen Stellvertreter, die beide in Berlin wohnen muͤſſen. Bei Behinde- 
rung beider fuͤhrt das den Jahren nach aͤlteſte Mitglied den Vorſitz. 


$. 31. 


Ein jedes Mitglied des Direktoriums ift berechtigt, fein Amt nach vor: 
gaͤngiger vierwöchentlicher Kündigung niederzulegen. 

Die folchergeftalt oder fonft auf außergewöhnliche Art erledigte Stelle 
wird durch eine von den übrig gebliebenen Mitgliedern des Direktoriums in einer 
deshalb beſonders anzuberaumenden Sitzung zu vollziehende Wahl beſetzt. 
Das vom Direktorium gewaͤhlte Mitglied bleibt vorbehaltlich der Beſtimmung 
der naͤchſten ordentlichen Generalverſammlung ſo lange in Funktion, als das 
ausgeſchiedene Mitglied noch zu fungiren gehabt haben wuͤrde. 


H. 32. 


Das Direktorium verſammelt ſich auf ſchriftliche Einladung des Vor— 
ſitzenden, ſo oft es die Geſchaͤfte erfordern. Auf den Antrag von mindeſtens 
zweien ſeiner Mitglieder iſt jedoch der Vorſitzende verpflichtet, binnen acht Ta⸗ 
gen eine Verſammlung zu berufen. 


Die Sitzungen des Direktoriums finden der Regel nach in Berlin ſtatt. 


Die Beſchluͤſſe des Direktoriums werden nach abſoluter Stimmenmehrheit 
efaßt. Bei Stimmengleichheit entſcheidet, inſofern es ſich nicht um eine Wahl 
andelt, die Stimme des Vorſitzenden. Ergiebt bei einer Wahl die erſte Ab— 

ſtimmung feine abſolute Majorität, fo werden diejenigen Perſonen, welche die 
Mehrzahl der Stimmen erhalten haben, in doppelter Anzahl der zu Waͤhlen— 
(Nr. 4861.) 18 * den 
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den zur engeren Wahl geſtellt; bei Stimmengleichheit aber entſcheidet das Loos. 
Zur Faſſung eines guͤltigen Beſchluſſes iſt die Anweſenheit von wenigſtens vier 
ſeiner Mitglieder erforderlich. } 


Ueber die in den Sitzungen des Direktoriums gefaßten Beſchluͤſſe iſt jedes⸗ 
mal ein Protokoll aufzunehmen und von demjenigen, der den Vorſitz gefuͤhrt 
hat, ſowie von mindeſtens zwei Mitgliedern des Direktoriums zu unterſchreiben. 


$. 33. 


Das Direktorium vertritt die Gefellfchaft in allen Geſchaͤften und Rechts— 
verhältniſſen dritten Perſonen und Behörden gegenuͤber unbeſchränkt. Alle 
Erlaſſe, Verträge und ſonſtigen Erklärungen deffelben find guͤltig vollzogen, 
wenn ſie von mindeſtens zwei Mitgliedern mit Einſchluß des Vorſitzenden oder 
feines Stellvertreters ($. 30.) unterſchrieben find. Hat im Falle der Verhin— 
derung des Voͤrſitzenden deſſen Stellvertreter, oder bei deſſen Verhinderung das 
Altefte Mitglied unterſchrieben, fo genügt der Vermerk, daß dies in Vertre⸗ 
tung des Vorſitzenden geſchehen ſei, ohne daß es eines Beweiſes der Verhin⸗ 
derung oder der Vertretungsbefugniß des Unterſchreibenden bedarf. 


F. 34. 


Das Direktorium verfuͤgt und beſchließt in allen Angelegenheiten der 
Geſellſchaft, ſoweit ſolche nicht der Beſchlußnahme der Generalverſammlung 
vorbehalten ſind. Daſſelbe iſt insbeſondere ermaͤchtigt, die laufenden Geſchaͤfte 
unter ſeine Mitglieder zu vertheilen, Spezialvollmachten fuͤr dieſelben oder fuͤr 
dritte Perſonen auszuſtellen und namentlich Repraͤſentanten fuͤr die Braunkoh⸗ 
lengruben und das ſonſtige Bergwerks⸗Eigenthum der Geſellſchaft zu ernennen 
und denſelben alle diejenigen Rechte und Befugniſſe beizulegen, welche die Ge- 
ſetze und insbeſondere die $$. 18. und 20. des Geſetzes vom 12. Maͤrz 1851. 
vorſchreiben, auch die Inſtruktionen des Repraͤſentanten und aller von ihm 
etwa ſonſt ernannten Bevollmaͤchtigten und Beamten der Geſellſchaft feſtzu⸗ 
ſetzen und abzuändern. Bei der Erwerbung und Veraͤußerung von Immobi⸗ 
lien oder Gerechtigkeiten zu einem Kauf- und reſp. Verkaufspreiſe von fuͤnf 
und zwanzig tauſend Thalern oder mehr, ſowie bei Ausführung von Neubauten 
zu einem gleichen oder hoͤheren Betrage, iſt jedoch das Direktorium an die Zu⸗ 
ſtimmung der Generalverſammlung gebunden. 


Das nach F. 28. eingeſetzte erſte Direktorium bedarf zu jeder Erwer- 
bung oder Veraͤußerung, ſowie zur Ausfuͤhrung von Neubauten ohne Unter⸗ 
ſchied des Betrages der beſonderen Genehmigung der Generalverſammlung, 
inſofern letztere ihm nicht durch einen beſonderen Beſchluß die volle, dem Di⸗ 
rektorium nach dieſem Paragraphen zuſtehende Befugniß uͤbertraͤgt. 


H. 35. 


Die Legitimation des Direktoriums, ſoweit dieſelbe nicht aus dem ge⸗ 
f gen⸗ 
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genwaͤrtigen Statut erſichtlich iſt, wird durch gerichtlich oder notariell beglau— 


bigte Extrakte aus den betreffenden Wahlverhandlungen geführt, Es iſt da⸗ 


her auch im Falle einer nach F. 31. ſtattfindenden Grgänzungswahl über die— 
ſelbe ein gerichtliches oder notarielles Protokoll aufzunehmen. 5 


Die Namen der Mitglieder des Direktoriums, ſowie die Namen des 
Vorſitzenden und ſeines Stellvertreters ſind nach einer jeden Wahl durch die 
Geſellſchaftsblaͤtter bekannt zu machen. 


$. 36. 


Die Mitglieder des Direktoriums erhalten zuſammen fuͤr ihre Muͤhwal— 
tung jaͤhrlich fuͤnf Prozent des Jahresgewinnes, jedoch waͤhrend der erſten 
beiden Jahre, von Konſtituirung der Geſellſchaft an gerechnet, jedes jährlich 
mindeſtens den Betrag von dreihundert Thalern Kurant. Fuͤr Reiſen der 
Mitglieder des Direktoriums zu den Verſammlungen deſſelben werden ebenſo 
wie fuͤr ſonſtige, im Intereſſe der Geſellſchaft nach dem Beſchluſſe des Di— 
rektoriums zu machende Reiſen die baaren Auslagen aus der Geſellſchaftskaſſe 
erſtattet. 


Titel IV. 
Bilanz, Dividende und Reſervefonds. 


§. 37. 


Am Schlüſſe eines jeden Kalenderjahres, zuerſt jedoch am Schluſſe des 
Jahres 1858., iſt von dem Direktorium eine vollſtaͤndige Inventur, die das 
geſammte Beſitzthum der Geſellſchaft mit Einſchluß der Vorraͤthe und Außen⸗ 
ſtaͤnde zu umfaſſen hat, aufzuſtellen und die Bilanz zu ziehen. 

In der erſten Inventur werden die Immobilien und Mobilien nach dem 
Koſtenpreiſe angeſetzt; daſſelbe gilt bei neuen Erwerbungen von Immobilien 
oder Mobilien fuͤr dasjenige Jahr, in welchem die Erwerbung ſtattgefunden 
hat. In einem jeden folgenden Jahre beſtimmt das Direktorium, wieviel ab— 
zuſchreiben iſt. g 

Die Abſchreibungen auf Bauwerke muͤſſen jedoch mindeſtens Ein Prozent, 
auf Maſchinen und Utenſilien mindeſtens fuͤnf Prozent jaͤhrlich betragen. 


Die Rohſtoffe, Materialien und Fabrikate, insbeſondere gewonnene Koh— 
len, werden nach dem Selbſtkoſtenpreiſe zum Anſatz gebracht. 


In der Bilanz ſind den aus der Inventur ſich ergebenden Aktivis der 
Geſellſchaft die Paſſiva derſelben mit Einſchluß der Einſchuͤſſe der Aktionaire 
gegenüber zu ſtellen. 


(Nr. 4861.) §. 38. 
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$. 38. 


Der aus der Bilanz eines Betriebsjahres nach Deckung aller Ausgaben 
deffelben ſich ergebende Ueberſchuß der Aktiva über die Paſſiva bildet den Rein⸗ 
gewinn des betreffenden Jahres. 


Das Direktorium beſtimmt, wieviel von dieſem Reingewinn mit Beruͤck⸗ 
ſichtigung auf die erforderlichen Betriebsmittel und die Liquiditaͤt der Aktiva 
zur Vertheilung gebracht werden kann und ſoll. Von dieſem Betrage fließen 
vorweg zehn Prozent zu einem Reſervefonds, bis derſelbe die Höhe von zehn 
Prozent des ausgegebenen Aktienbetrages erreicht hat. Der Reſervefonds dient 
zur Deckung außergewöhnlicher Ausgaben und Verluſte. 


Von dem Ueberreſt erhalten zunaͤchſt die Direktoren die ihnen gemaͤß 
H. 36. gebuͤhrende Tantieme und der dann verbleibende Reſt wird als Dividende 
gleichmaͤßig auf die Aktien der Geſellſchaft vertheilt. 


$. 39. 


Die Öffentlich bekannt zu machende Bilanz nebft der Inventur und der 
vom Direktorium beſchloſſenen Gewinnvertheilung ſind bis zu dem auf den Ta 
des Bilanzabſchluſſes zunächft folgenden erſten April den Reviſoren zur Pruͤ⸗ 
fung im Buͤreau der Geſellſchaft offen zu legen. 

Etwaige Monita der Reviſoren ſind in dem von den Reviſoren aufzu⸗ 
nehmenden Reviſionsprotokolle zu vermerken und falls eine Verſtändigung zwi: 
ſchen ihnen und dem Direktorium nicht ſtattfindet, vor die naͤchſte ordentliche 
Generalverſammlung zu bringen, die über die Verfolgung derſelben, ſowie über 
die Ertheilung der Decharge zu beſchließen hat. 


$. 40. 


Die Auszahlung der fuͤr ein Betriebsjahr feſtgeſetzten Dividenden erfolgt 
ſpaͤteſtens im Juli des naͤchſten Jahres. Der Betrag derſelben, die Zahlungs⸗ 
eit und die Zahlungsſtellen werden vorher durch die Geſellſchaftsblaͤtter be⸗ 
fannt gemacht. 

Dividenden, welche innerhalb vier Jahren, vom Tage der Faͤlligkeit an 
gerechnet, nicht erhoben werden, verfallen zum Vortheil der Geſellſchafk. 


Titel V. 
Aufloͤſung der Geſellſchaft. 


F. 41. 


Von dem Direktorium oder von Aktionairen, welche zuſammen ein — — 
thei 
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theil des emittirten Aktienkapitals der Geſellſchaft beſitzen, kann der Antrag auf 
Auflöfung der Geſellſchaft geſtellt, die Aufloͤſung ſelbſt aber nur in einer be— 
ſonders dazu berufenen außerordentlichen Generalverſammlung durch eine Mehr— 
heit von zwei Dritteln der anweſenden oder vertretenen Aktien, vorbehaltlich 
der landesherrlichen Beſtaͤtigung, beſchloſſen werden. 


In dieſer Generalverſammlung iſt ein jeder Aktionair, gleichviel wie 
viele Aktien er beſitzt, ſtimmberechtigt. Eine jede vertretene Aktie giebt dabei 
Eine Stimme. 


$. 42, 


Außerdem tritt die Auflöfung der Geſellſchaft in den, in den $$. 25. 
und 28. des Geſetzes vom 9. November 1843. beſtimmten Faͤllen ein. 


$. 43. 


Im Falle der Aufloͤſung hat die Generalverſammlung, welche die Auf— 
loͤſung beſchließt, auch den Modus der Liquidation, ſowie die Zahl der Liqui- 
5 105 5 zu beſtimmen und die Liquidatoren zu wählen und ihre Befugniffe feſt— 
zuſetzen. 

Auch bei dieſen Beſchluͤſſen giebt eine jede in der Verſammlung vertre— 
tene Aktie Eine Stimme. 5 


Titel VI. 
Schlichtung von Streitigkeiten. 
H. 44. 


Alle Streitigkeiten in den Angelegenheiten der Geſellſchaft, die ſich zwi— 
ſchen der Geſellſchaft und ihren Aftionairen etwa ergeben möchten, follen mit 
alleinigem Ausſchluß des im $. 9. vorgeſehenen Falles durch Schiedsrichter ge— 
ſchlichtet werden. Ein jeder Theil waͤhlt einen Schiedsrichter und dieſe ſelbſt 
waͤhlen einen Obmann. Koͤnnen ſich die Schiedsrichter hieruͤber nicht einigen, 
ſo ernennt der Direktor des Koͤniglichen Kreisgerichts zu Perleberg oder das 
nächfte nichtbetheiligte Gerichtsmitglied den Obmann. Das ſolchergeſtalt gebil⸗ 
dete Schiedsgericht, welches in Perleberg zuſammentreten muß, entſcheidet nach 
Stimmenmehrheit. 


Verzoͤgert ein Theil die Wahl des von ihm zu ernennenden Schieds— 
richters laͤnger als acht Tage nach erhaltener ſchriftlicher Aufforderung, in 
welcher zugleich der von dem anderen Theile gewaͤhlte Schiedsrichter genannt 
und die ihm gerichtlich oder notariell inſinuirt werden muß, fo geht das Wahl— 
recht auf den anderen Theil uͤber. 


Die Aktionaire ſind, wie groß auch ihre Zahl bei einer Streitfrage ſein 
(Br. 4861.) moͤge, 
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moͤge, verbunden, wenn ſie ein und daſſelbe Intereſſe haben, einen einzigen ge⸗ 
meinſchaftlichen Bevollmächtigten zu Berlin zu bezeichnen, welchem alle pro- 
zeſſualiſchen Akten in einer einzigen Abſchrift mitgetheilt werden. Thun ſie dies 
nicht, jo erfolgt die Inſinuation gültig auf dem Prozeßbuͤreau des Königlichen 
Stadtgerichts zu Berlin. 


Gegen die Entſcheidung des Schiedsgerichts findet keinerlei Berufung 
auf die Entſcheidung der ordentlichen Gerichte ſtatt, es ſei denn, daß dieſelbe 
d $. 172. I. 2. der Allgemeinen Gerichtsordnung als nichtig angefochten 
wuͤrde. 


Titel VII. 
Verhaͤltniß der Geſellſchaft zur Staatsregierung. 


H. 45. 


Das Königliche Polizeipraͤſidium zu Berlin, ſowie jede Königliche Re⸗ 
gierung, in deren Bezirk die Geſellſchaft Geſchaͤfte betreibt, iſt befugt, einen 
Kommiſſar zur Wahrnehmung des Aufſichtsrechts für beſtaͤndig oder für ein- 
zelne Faͤlle zu beſtellen. 


Dieſer Kommiſſar kann nicht nur das Direktorium, die Generalverſamm— 
lung oder ſonſtige Organe der Geſellſchaft guͤltig zuſammenberufen und ihren 
Berathungen beiwohnen, ſondern auch jederzeit von den Buͤchern, Rechnungen, 
Regiſtern und ſonſtigen Verhandlungen und Schriftſtuͤcken, ſowie von allen An— 
lagen und den Kaſſen der Geſellſchaft Einſicht nehmen. 


| Titel VIII. 
Verhaͤltniß der Geſellſchaft zu den Ortsgemeinden. 


Die Geſellſchaft hat fuͤr den Fall, daß den Gemeinden, in welchen ſich 
ihre Braunkohlengruben und gewerblichen Etabliſſements befinden, oder den 
Nachbargemeinden durch von ihr herbeigezogene auswärtige Arbeiter nachweis⸗ 
lich erhöhte Koſten für die Kirchen- und Schulbeduͤrfniſſe, ſowie für die Armen⸗ 
pflege erwachſen ſollten, für den durch die Arbeiter ſelbſt nicht gedeckten erhoͤh— 
ten Koſtenbetrag aufzukommen. . 


Ueber das Maaß der von der Geſellſchaft eventuell zu zahlenden Bei⸗ 
traͤge entſcheidet die Bezirksregierung, vorbehaltlich des Rekurſes an die be⸗ 
treffenden Koͤniglichen Reſſortminiſterien und das Koͤnigliche Handelsminiſterium. 


Schema. 
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Schema. A. 
(Trockener Stempel.) 
Aktie 
der Gühlitz-Vahrnower Braunkohlen-Aktiengeſellſchaft 
uͤber 


Zweihundert Thaler in Preußiſchem Kurant. 


Dee Inhaber dieſer Aktie iſt auf Hoͤhe von zweihundert Thalern Kurant 
an dem geſammten Eigenthum und den Erträgen der obengenannten Geſell⸗ 
en mit allen ſtatutenmaͤßigen Rechten und Pflichten eines Aktionairs be⸗ 
theiligt. 


Bil den n bene 18. 


Das Direktorium 
der Gühlitz-Vahrnower Braunkohlen-Aktiengeſellſchaft. 


N. N. N. N. 
Vorſitzender. Mitglied. 
Eingetragen sub Fol. des Regiſters. 


Jahrgang 1858. (Nr. 4861.) 20 B. 
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B. 
Dividendenſchein 
zur Aktie der Güblitz⸗Vahrnower Braunkohlen-⸗Aktiengeſellſchaft 
1 


Jubaber dieſes Scheins erhaͤlt den de der fuͤr das 


Vorſitzender. (Facsimile,) Mitglied. 
(Trockener Stempel.) 


23 

E 5 

A ermittelten Dividende aus der Geſellſchaftska.ſſe 2 E 2 
gezahlt. 5 2 8 
Berlin, den tenn . 18. 4 8 
J 8388 2 
Das Direktorium 3 388 
der Gühlitz-Vahrnower Braunkohlen⸗Aktien⸗ S8 82 
Geſellſchaft. 5 5 8 
RE 
N. N. N. N 3 2 8 

> 28 2 

22 88 

ze ps 

6 
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C. 


Gühlitz-Vahrnower Braunkohlen- Aktiengeſellſchaft. 
Talon. 


Der Inhaber dieſes Talons empfängt gegen Ruͤckgabe deſſelben neue Divi⸗ 
dendenſcheine vom Jahre 18.. ab laufend zur Aktie . 


dem au 18. 


Das Direktorium 
der Gühlitz-Vahrnower Braunfohlen - Aftiengefellfchaft. 


N. N. (Facsimile.) N. N. 
Vorſitzender. Mitglied. 
(Trockener Stempel.) 
Eingetragen im Regiſter . 


(Nr. 4861—4862.) (Nr. 4862.) 
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(Nr. 4862.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 6. April 1858., betreffend die Ertheilung des Expro⸗ 
priationsrechts fuͤr die Koͤnigsberg⸗Eydtkuhnener Eiſenbahn. 


36 beftimme auf Ihren Bericht vom 30. März d. J., daß das Recht zur 
rpropriafion derjenigen Grundſtuͤcke, welche zur Ausführung der Eiſenbahn 
von Koͤnigsberg in Pr. bis zur Landesgrenze bei Eydtkuhnen nach dem von 
Ihnen feſtzuſtellenden Bauplan erforderlich find, ſowie das Recht zur voruͤber⸗ 
ehenden Benutzung fremder Grundſtuͤcke nach den Beſtimmungen des Geſetzes 
0 die e vom 3. November 1838. zur Anwendung 
ommen ſoll. 


Dieſer Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung bekannt zu machen. 
Berlin, den 6. April 1858. 


Im Allerhoͤchſten Auftrage Sr. Majeſtaͤt des Koͤnigs: 
Prinz von Preußen. 
v. d. Heydt. 
An den Miniſter fuͤr Handel, Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten. 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 
Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei 
(R. Decker). 
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